
DIE  PERSONENSICHERHEITSPRÜFUNG
Fachstelle Personensicherheitsprüfungen der Bundeskanzlei     

Februar 2026



2

Bundesangestellte, die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit die Interes-

sen des Bundes erheblich oder schwerwiegend beeinträchtigen könnten, 

werden einer Sicherheitsprüfung unterzogen. 

Dabei durchlaufen Bundesangestellte, die im Rahmen ihrer beruflichen 

Tätigkeit die Interessen des Bundes erheblich beeinträchtigen könnten, 

eine Grundsicherheitsprüfung. Bundesangestellte, die im Rahmen ihrer 

beruflichen Tätigkeit die Interessen des Bundes schwerwiegend beein-

trächtigen könnten, werden einer erweiterten Personensicherheitsprü-

fung unterzogen. 

Die Grundsicherheitsprüfung und die erweiterte Personensicherheits-

prüfung umfassen entweder eine Personensicherheitsprüfung mit Fokus 

auf die Informationssicherheit (PSP gemäss ISG) oder eine Vertrauens-

würdigkeitsprüfung mit Fokus auf allfällige Reputationsschäden für den 

Bund (VP gemäss BPG) oder eine Kombination beider.

GRUNDSATZ

Die PSP ist eine vorbeugen-

de Massnahme zum Schutz 

vor „Innentäterinnen“ und 

„Innentätern“.



3

Welche Funktion auf welcher Stufe geprüft wird, hängt vom Zugang zu klas-

sifizierten Informationen und Sicherheitszonen ab, bei der Vertrauenswürdig-

keitsprüfung zudem von den Anstellungsbedingungen oder dem potenziel-

len Reputationsschaden, der bei inkorrekter Ausübung der Tätigkeit oder 

bestimmtem schädigendem Verhalten entstehen könnte.

Sowohl eine Personensicherheitsprüfung als auch eine Vertrauenswürdig-

keitsprüfung wird nur mit der ausdrücklichen Ermächtigung der zu prüfen-

den Person durchgeführt. Diese kann bis zum Abschluss des Verfahrens 

jederzeit zurückgezogen werden. Das Prüfverfahren wird in der Folge ein-

gestellt und die Person gilt als nicht geprüft.
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ZIEL

Das Ziel ist, das Risiko einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Beeinträchti-

gung wesentlicher öffentlicher Interessen, das mit der Ausübung einer Tätig-

keit verbunden ist, zu identifizieren.

Es sollen keine Zweifel an ihrer Integrität und Vertrauenswürdigkeit bestehen. 

Die Person darf aufgrund ihrer Lebensumstände weder erpressbar noch be-

stechlich sein und muss ein uneingeschränktes Urteils- und Entscheidungs-

vermögen vorweisen. Die Vertrauenswürdigkeitsprüfung dient zudem dem 

Zweck, das Verhalten einer Person im Hinblick auf mögliche Reputations-

schäden für den Bund zu beurteilen.
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In der Bundesverwaltung befassen sich zwei Stellen mit den Prüfungen: die 

Bundeskanzlei BK sowie das Departement für Verteidigung, Bevölkerungs-

schutz und Sport VBS. 

Die Fachstelle PSP BK ist zuständig für die Prüfung der Topkader der Bun-

desverwaltung sowie anderer eidgenössischer Behörden, deren Stellvertre-

ter sowie sämtlicher Mitarbeitenden des Staatssekretariats für Sicherheits-

politik SEPOS.

Die Fachstelle PSP VBS ist zuständig für alle anderen Prüfungen.

WER  PRÜFT  WEN?
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Das Departement, das die Anstellung der zu prüfenden Person betreut, leitet 

das Verfahren bei der Fachstelle PSP BK ein.

Bei der Grundsicherheitsprüfung werden die Datenbanken der Schweizer 

Strafbehörden, der staatlichen Sicherheitsorgane, der Betreibungs- und Kon-

kursbehörden, Akten vorgängiger Personensicherheitsprüfungen und öffent-

lich zugängliche Quellen (bspw. Internetrecherche, inkl. KI-Anwendungen) ab-

gefragt. Ergeben sich gestützt auf die erhobenen Daten konkrete Hinweise 

auf ein Sicherheitsrisiko oder sind für die Beurteilung nicht genügend Daten 

über einen hinreichenden Zeitraum vorhanden, kann die zu prüfende Person 

zu einer Befragung vorgeladen werden. 

Bei der erweiterten Personensicherheitsprüfung werden im Rahmen von Re-

gisterabfragen insbesondere Straf- und Betreibungsregister konsultiert, Polizei-

berichte der Wohn- und Arbeitsorte, Akten vorgängiger Personensicherheitsprü-

fungen sowie die Steuerunterlagen der letzten fünf Jahre eingeholt. Weiter können 

ebenso öffentlich zugängliche Quellen (bspw. Internetrecherche, inkl. KI-Anwen-

dungen) konsultiert werden. Es findet zudem eine persönliche Befragung statt. 

Das Gespräch dauert ungefähr drei bis vier Stunden und befasst sich sowohl mit 

der Lebensführung als auch mit Verhaltensweisen in typischen Situationen im 

Privat- und Berufsleben. Zudem wird die Ausprägung risikorelevanter Persönlich-

keitsmerkmale eruiert. Will die Fachstelle PSP BK Dritte kontaktieren, um weitere 

Informationen zu erhalten, braucht sie eine ausdrückliche Ermächtigung sowohl 

der zu prüfenden Person als auch der Auskunftsperson.

WIE  LÄUFT  DIE  PRÜFUNG  AB?
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Gestützt auf die erhobenen Daten, beurteilt die Fachstelle PSP BK, ob die Person für die vorgesehene Funktion ein Sicherheitsrisiko darstellt oder nicht. 

Je nach Ergebnis dieser Analyse wird eine von vier möglichen Erklärungen erlassen:

Die Fachstelle PSP BK kommuniziert ihr Ergebnis der geprüften Person und dem zuständigen Departement zuhanden der entscheidenden Stelle.

Die entscheidende Stelle ist nicht an das Ergebnis der Prüfung gebunden. Welche Folge das Ergebnis hat, entscheidet das zuständige Departement  

bzw. der Bundesrat.

__	 Sicherheitserklärung: 
	 Die Person wird als unbedenklich beurteilt.

__	 Sicherheitserklärung mit Auflagen:
	 Die Person wird als Sicherheitsrisiko eingestuft, das aber mit Auflagen 

auf ein tragbares Mass reduziert werden kann. Die Fachstelle PSP BK 

empfiehlt dem anstellenden Departement geeignete Auflagen.

__	 Risikoerklärung:
	 Die Person wird als Sicherheitsrisiko beurteilt.

__	 Feststellungserklärung:
	 Das Sicherheitsrisiko kann nicht beurteilt werden, weil zu wenig Daten 

vorliegen.

ERGEBNIS  DER  PRÜFUNG
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__	 Mitwirkungspflicht
	 Die zu prüfende Person ist verpflichtet, wahrheitsgemäss Auskunft zu 

geben sowie alle für die Prüfung benötigten Unterlagen und Daten einzu-

reichen.

__	 Elektronischer Geschäftsverkehr
	 Die Fachstelle PSP BK führt die Korrespondenz mit Bundesangestellten 

ausschliesslich elektronisch. Auf explizites Ersuchen hin können Perso-

nen, die (noch) nicht beim Bund angestellt sind, verlangen, dass die Kor-

respondenz mit ihnen in Papierform erfolgt. 

__	 Akteneinsicht 
	 Die zu prüfende Person kann während des rechtlichen Gehörs und innert 

30 Tagen nach Abschluss des Verfahrens Einsicht in die Prüfungsunterla-

gen anfordern. Die Fachstelle PSP BK darf die Einsichtnahme nur verwei-

gern, wenn wesentliche öffentliche oder private Interessen dies erfordern. 

	 Die zu prüfende Person kann zudem die Berichtigung von Daten verlan-

gen oder schriftlich festhalten, dass sie mit einzelnen Punkten nicht ein-

verstanden ist. Ebenso kann sie unter gewissen Umständen zusätzliche 

Beweismittel einbringen.

__	 Rechtliches Gehör 
	 Zieht die Fachstelle PSP BK in Erwägung, eine Sicherheitserklärung mit 

Auflagen, eine Risikoerklärung oder eine Feststellungserklärung zu erlas-

sen, gewährt sie der Person vorerst das rechtliche Gehör und somit die 

Möglichkeit, zum Inhalt der Erklärung Stellung zu nehmen.

__	 Rechtsschutz
	 Die geprüfte Person hat nach Erhalt der Erklärung 30 Tage Zeit gegen die 

Erklärung Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht zu erheben und 

dessen Entscheid ans Bundesgericht weiterzuziehen.

RECHTE  UND  PFLICHTEN  DER  BETROFFENEN
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Die Fachstelle PSP BK bewahrt die Unterlagen der Prüfung maximal zehn 

Jahre auf, sofern sie nicht bereits zu einem früheren Zeitpunkt vonseiten 

der geprüften Person oder des anstellenden Departements informiert wird, 

dass die Person die Stelle nicht mehr innehat, oder die Funktion nicht mehr 

ausübt. Anschliessend richtet sich das weitere Vorgehen nach dem gefällten 

Entscheid: 

__	 Im Falle einer Sicherheitserklärung und 
	 Feststellungserklärung: 
	 Das gesamte Prüfdossier wird vernichtet. Das Löschprotokoll (enthält 

vollständigen Namen und das Abschlussjahr der Prüfung) wird dem Bun-

desarchiv zur Übernahme angeboten. Die Schutzfrist beträgt 30 Jahre. 

__	 Im Falle einer Sicherheitserklärung mit Auflagen  
und Risikoerklärung: 

	 Das gesamte Prüfdossier (exkl. Audio-Datei der Befragung) wird dem Bun-

desarchiv zur Übernahme angeboten. Die Schutzfrist beträgt 100 Jahre.

Wird das Prüfverfahren eingestellt oder tritt eine geprüfte Person die vor-

gesehene Funktion nicht an, so werden alle mit der Prüfung zusammenhän-

genden Daten und Akten spätestens nach drei Monaten vernichtet.

AUFBEWAHRUNG  UND  ARCHIVIERUNG
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DIE  RECHTLICHEN  GRUNDLAGEN

Die massgebenden gesetzlichen Grundlagen der Personensicherheitsprüfung 

sowie der Vertrauenswürdigkeitsprüfung sind:

__	 Bundesgesetz über die Informationssicherheit beim Bund (ISG, SR 128)

__	 Bundespersonalgesetz (BPG, SR 172.220.1)

__	 Verordnung über die Personensicherheitsprüfungen (VPSP, SR 128.31)

__	 Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren (VwVG, SR 172.021)

Die Prüfung erfolgt unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Bundes-

verwaltungsgerichts und des Bundesgerichts.

https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2022/232/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2001/123/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2023/736/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1969/737_757_755/de

